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Rülke: Die batterieelektrische Mobilität ist ein Irrweg

Grüne Treibjagd auf den Verbrennungsmotor gefährdet Tausende von Arbeitsplätzen und hilft dem Klima
überhaupt nicht.

In einer Aktuellen Debatte des Landtags hat der Vorsitzende der FDP/DVP Fraktion, Dr. Hans-Ulrich
Rülke, die grüne Mobilitätspolitik scharf kritisiert. Zwar sei man sich mit den Grünen - wie auch mit SPD
und CDU - einig, dass die AfD mit ihrer Leugnung des Klimawandels genauso schiefliege wie mit ihrer
daraus folgenden These, man könne bei der Mobilität unbegrenzt weiter auf fossile Brennstoffe setzen.
„Keineswegs einig gehen wir aber mit der grünen Hexenjagd auf den Verbrennungsmotor, dessen
generelles Verbot etwa der Grünen-Fraktionsvorsitzende im Deutschen Bundestag, Anton Hofreiter,
fordert“, stellte Rülke klar. Wohin dieser Irrweg führe, zeige sich nun im Anstieg der Arbeitslosenzahl von
3,2 auf 3,5 Prozent. Die knapp zehn Prozent mehr Arbeitslosen als im Vorjahr werden von der
Arbeitsagentur auf die Krise der Autoindustrie und der Zulieferer wegen des schleichenden Abschieds
vom Verbrennungsmotor zurückgeführt.

Ministerpräsident Winfried Kretschmann und sein grüner Landtags-Fraktionsvorsitzender Andreas
Schwarz erklärten zwar immer die Wichtigkeit der Technologieoffenheit bei der Weiterentwicklung der
Motoren. „Ich frage Sie aber: Ist das Verbot des Verbrennungsmotors Technologieoffenheit?“, so Rülke
an die Adresse der Grünen gewandt.

Laut des Bosch-Chefs Volkmar Denner seien für die Herstellung von Diesel-Motoren zehn Arbeitsplätze
notwendig, für ein Batteriefahrzeug nur einer, für einen umweltfreundlichen Verbrennungsmotor
dagegen bis zu acht! „Ein solcher Kahlschlag bei Arbeitsplätzen, wie die batterieelektrische Mobilität dem
Standort Baden-Württemberg zumutet, wäre bestenfalls zu vertreten, wenn dies klimapolitisch
unabweisbar wäre“, so Rülke. Er erinnerte daran, dass er in der Debatte zum Haushalt des
Ministerpräsidenten im Dezember drei Ziele für den Mobilitätsstandort Baden-Württemberg der Zukunft
genannt hatte: Klimafreundlichkeit, Erhalt der Arbeitsplätze und der Erhalt der Individuellen Mobilität.
Dazu hatte Ministerpräsident Kretschmann in der Debatte erklärt, er teile diese drei Ziele.

„Batterieelektrische Antriebe erreichen aber keines dieser drei Ziele“, stellte Rülke fest und zählte auf:

sie vernichten 90 Prozent der Arbeitsplätze, wie schon Bosch-Chef Denner feststellte,1.
sie schränken die individuelle Mobilität ein aufgrund der kurzen Reichweiten, der langen Ladezeit2.
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und des mangelnden Zugangs zu Lademöglichkeiten für breite Bevölkerungsschichten und
sie sind alles andere als klimafreundlich wegen der ökologisch katastrophalen Lithiumgewinnung in3.
Südamerika und der Kobaltgewinnung in Afrika mittels Kinderarbeit, der notwendigen
Batterieaufladung mit polnischem Kohlestrom und der höchst problematischen Entsorgung der
Batterien.

„Deshalb muss man auf den umweltfreundlichen Verbrennungsmotor der Zukunft setzen. Mit sauberem
Diesel, mit synthetischen Kraftstoffen, mit der Brennstoffzelle beziehungsweise der
Wasserstoffmobilität“, schlussfolgerte Rülke.

Er erinnerte daran, dass der grüne Fraktionschef Andreas Schwarz ja selbst die schlechte Ökobilanz der
batterieelektrischen Mobilität im Interview mit der Pforzheimer Zeitung vom 24. Januar dieses Jahres
eingeräumt habe. Schwarz hätte auf die Frage: "Und was ist mit der schlechten Ökobilanz von E-Autos?"
gesagt:  "Wir müssen gemeinsam daran arbeiten, dass die Batterie grüner wird" zitierte Rülke und sagte
darauf wörtlich: „Also, lieber Kollege Schwarz, ist die Batterie eben nicht grün, sondern eine Zumutung
für das Klima.“

Es gehe nach den Worten Rülkes deshalb um echte Technologieoffenheit und er folgert daraus fünf
Forderungen:

Weg mit der Hofreiter-Forderung nach einem Verbot des Verbrennungsmotors.1.
Die CO2-Bilanz der batterieelektrischen Mobilität muss künftig entlang der gesamten Prozesskette2.
betrachtet werden.
Es muss Schluss sein mit einer Politik nach dem Motto: Wir erhöhen die Subventionen für die3.
Batterie so lange, bis die Menschen sie endlich kaufen.
Es muss Schluss sein mit politischen Restriktionen zur Verhinderung der synthetischen Kraftstoffe.4.
Wer Ladestationen baut, der muss auch Wasserstofftankstellen bauen.5.

 

Rülke abschließend: "Das ist der Weg zu einer echten Technologieoffenheit. Dann hat der saubere
Verbrenner eine Zukunft. Und somit können wir wirklich etwas fürs Klima tun, gleichzeitig die
Arbeitsplätze erhalten und den Menschen die individuelle Mobilität garantieren!"


